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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 57/2003 DER KOMMISSION
vom 14. Januar 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. Januar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 14. Januar 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 70,5
204 47,3
212 104,8
999 74,2

0707 00 05 052 137,3
220 166,2
628 151,4
999 151,6

0709 10 00 220 91,4
999 91,4

0709 90 70 052 90,4
204 165,3
999 127,9

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 47,1
204 56,5
212 52,0
220 48,8
999 51,1

0805 20 10 204 83,5
999 83,5

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 62,5
220 54,6
464 142,2
624 80,4
999 84,9

0805 50 10 052 73,3
220 80,7
600 77,4
999 77,1

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 43,3
400 98,6
404 101,5
720 127,9
999 92,8

0808 20 50 052 124,8
400 115,9
528 82,9
720 48,6
999 93,1

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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RICHTLINIE 2002/92/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 9. Dezember 2002

über Versicherungsvermittlung

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 und
Artikel 55,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler spielen
beim Vertrieb von Versicherungs- und Rückversiche-
rungsprodukten in der Gemeinschaft eine zentrale Rolle.

(2) Mit der Richtlinie 77/92/EWG des Rates vom 13.
Dezember 1976 über Maßnahmen zur Erleichterung der
tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und
des freien Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten des
Versicherungsagenten und des Versicherungsmaklers
(aus ISIC-Gruppe 630), insbesondere Übergangsmaß-
nahmen für solche Tätigkeiten (4), wurde ein erster
Schritt unternommen, um Versicherungsagenten und
-maklern die Ausübung der Niederlassungs- und Dienst-
leistungsfreiheit zu erleichtern.

(3) Die Richtlinie 77/92/EWG sollte ursprünglich so lange
gültig bleiben, bis Bestimmungen, die die einzelstaatli-
chen Vorschriften über die Aufnahme und Ausübung
der Tätigkeit von Versicherungsagenten und -maklern
koordinieren, in Kraft treten.

(4) Die Empfehlung 92/48/EWG der Kommission vom 18.
Dezember 1991 über Versicherungsvermittler (5) wurde
von den Mitgliedstaaten weitgehend befolgt und trug zur
Angleichung der einzelstaatlichen Vorschriften über die
beruflichen Anforderungen und die Eintragung von
Versicherungsvermittlern bei.

(5) Jedoch bestehen zwischen den einzelstaatlichen
Vorschriften immer noch erhebliche Unterschiede, die
für die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit von
Versicherungs- und Rückversicherungsvermittlern im
Binnenmarkt Hindernisse mit sich bringen. Daher ist es
angezeigt, die Richtlinie 77/92/EWG durch eine neue
Richtlinie zu ersetzen.

(6) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler sollten
in der Lage sein, die vom Vertrag gewährleisteten Rechte
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs-
verkehrs in Anspruch zu nehmen.

(7) Dass Versicherungsvermittler nicht in der Lage sind,
uneingeschränkt überall in der Gemeinschaft tätig zu
werden, beeinträchtigt das reibungslose Funktionieren
des einheitlichen Versicherungsmarktes.

(8) Die Koordinierung der einzelstaatlichen Vorschriften
über die beruflichen Anforderungen, die an Personen zu
stellen sind, welche die Tätigkeit der Versicherungsver-
mittlung aufnehmen und ausüben, und über die Eintra-
gung dieser Personen kann daher sowohl zur Vollendung
des Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen als auch
zur Verbesserung des Verbraucherschutzes in diesem
Bereich beitragen.

(9) Versicherungsprodukte können von verschiedenen Kate-
gorien von Personen oder Einrichtungen wie Versiche-
rungsagenten, Versicherungsmaklern und „Allfinanz-
unternehmen“ vertrieben werden. Aus Gründen der
Gleichbehandlung all dieser Akteure und des Kunden-
schutzes sollte sich diese Richtlinie auf all diese Personen
oder Einrichtungen beziehen.

(10) Diese Richtlinie enthält eine Definition des vertraglich
gebundenen Versicherungsvermittlers, die den Besonder-
heiten bestimmter Märkte der Mitgliedstaaten Rechnung
trägt und darauf abzielt, die auf derartige Vermittler
anwendbaren Eintragungsbedingungen festzulegen. Diese
Definition soll ähnlichen Definitionen von Versiche-
rungsvermittlern in den Mitgliedstaaten nicht entgegen-
stehen, die zwar für Rechnung und im Namen eines
Versicherungsunternehmens und unter dessen unein-
geschränkter Verantwortung handeln, jedoch berechtigt
sind, Prämien und Beträge, die gemäß den in dieser
Richtlinie vorgesehenen finanziellen Garantien für die
Kunden bestimmt sind, entgegenzunehmen.

(11) Diese Richtlinie sollte Personen betreffen, deren Tätigkeit
darin besteht, für Dritte Versicherungsvermittlungs-
dienstleistungen für eine Gegenleistung zu erbringen, die
finanzieller Art sein oder jede andere Form eines wirt-
schaftlichen Vorteils annehmen kann, der zwischen den
Parteien vereinbart wurde und an die Leistung geknüpft
ist.

(12) Diese Richtlinie sollte nicht Personen betreffen, die eine
andere Berufstätigkeit, z. B. als Steuerexperte oder Buch-
halter, ausüben und im Rahmen dieser anderen Berufs-
tätigkeit gelegentlich über Versicherungsschutz beraten
oder lediglich allgemeine Informationen über Versiche-
rungsprodukte erteilen, sofern diese Tätigkeit nicht zum
Ziel hat, dem Kunden bei dem Abschluss oder der
Abwicklung eines Versicherungs- oder Rückversiche-
rungsvertrags behilflich zu sein, Schadensfälle eines
Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmens
berufsmäßig zu verwalten oder Schäden zu regulieren
oder Sachverständigenarbeit zu leisten.
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(13) Diese Richtlinie sollte unter bestimmten, genau festge-
legten Bedingungen nicht auf Personen Anwendung
finden, die Versicherungsvermittlung als Nebentätigkeit
betreiben.

(14) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler sollten
bei der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem
sie ihren Wohnsitz oder ihre Hauptverwaltung haben,
eingetragen werden, sofern sie strengen beruflichen
Anforderungen in Bezug auf Sachkompetenz, Leumund,
Berufshaftpflichtschutz und finanzielle Leistungsfähigkeit
genügen.

(15) Durch die Eintragung sollten Versicherungs- und Rück-
versicherungsvermittler die Möglichkeit erhalten, in
anderen Mitgliedstaaten nach den Grundsätzen der
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver-
kehrs tätig zu werden, sofern zwischen den zuständigen
Behörden ein entsprechendes Verfahren zur Unterrich-
tung stattgefunden hat.

(16) Angemessene Sanktionen sind erforderlich, damit gegen
Personen, die die Tätigkeit der Versicherungs- oder
Rückversicherungsvermittlung ausüben, ohne einge-
tragen zu sein, gegen Versicherungs- und Rückversiche-
rungsunternehmen, die die Dienste nicht eingetragener
Vermittler in Anspruch nehmen, und gegen Vermittler,
die den gemäß dieser Richtlinie erlassenen innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften nicht nachkommen, vorge-
gangen werden kann.

(17) Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen
den zuständigen Behörden sind von entscheidender
Bedeutung, um die Verbraucher zu schützen und die
Solidität des Versicherungs- und Rückversicherungs-
geschäfts im Binnenmarkt sicherzustellen.

(18) Für den Verbraucher kommt es entscheidend darauf an,
zu wissen, ob er mit einem Vermittler zu tun hat, der
ihn über Produkte eines breiten Spektrums von Versiche-
rungsunternehmen oder über Produkte einer bestimmten
Anzahl von Versicherungsunternehmen berät.

(19) In dieser Richtlinie sollten die Informationspflichten der
Versicherungsvermittler gegenüber den Kunden festge-
legt werden. Ein Mitgliedstaat kann zu diesem Punkt
strengere Bestimmungen beibehalten oder erlassen, die
den Versicherungsvermittlern, die ihre Vermittlungstätig-
keit in seinem Hoheitsgebiet ausüben, ungeachtet ihres
Wohnsitzes, auferlegt werden, sofern diese strengeren
Bestimmungen mit dem Gemeinschaftsrecht —
einschließlich der Richtlinie 2000/31/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informa-
tionsgesellschaft, insbesondere des elektronischen
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den
elektronischen Geschäftsverkehr“) (1) — vereinbar sind.

(20) Erklärt der Vermittler, dass er über Produkte eines
breiten Spektrums von Versicherungsunternehmen berät,
so sollte er eine unparteiische und ausreichend breit
gefächerte Untersuchung der auf dem Markt angebo-
tenen Produkte durchführen. Außerdem sollten alle
Vermittler die Gründe für ihren Vorschlag erläutern.

(21) Dieser Informationsbedarf ist geringer, wenn der Kunde
ein Unternehmen ist, das sich gegen gewerbliche und
industrielle Risiken versichern oder rückversichern will.

(22) In den Mitgliedstaaten muss es angemessene und wirk-
same Beschwerde- und Abhilfeverfahren zur Beilegung
von Streitigkeiten zwischen Versicherungsvermittlern
und Verbrauchern geben; dabei sollte gegebenenfalls auf
bestehende Verfahren zurückgegriffen werden.

(23) Unbeschadet des Rechts der Kunden, vor den Gerichten
Klage zu erheben, sollten die Mitgliedstaaten die zur
außergerichtlichen Beilegung von Streitfällen eingerich-
teten öffentlich-rechtlichen oder privat-rechtlichen
Einrichtungen dazu anhalten, bei der Lösung grenz-
übergreifender Streitfälle zusammenzuarbeiten. Eine
derartige Zusammenarbeit könnte insbesondere darauf
abzielen, dem Verbraucher zu gestatten, die in seinem
Wohnsitzstaat eingerichteten außergerichtlichen Stellen
mit Beschwerden über die in anderen Mitgliedstaaten
niedergelassenen Vermittler zu befassen. Durch die
Einrichtung des FIN-NET-Netzes erhalten die Verbrau-
cher mehr Unterstützung, wenn sie grenzüberschreitende
Dienste in Anspruch nehmen. Die Bestimmungen
hinsichtlich der Verfahren sollten der Empfehlung 98/
257/EG der Kommission vom 30. März 1998 betreffend
die Grundsätze für Einrichtungen, die für die außerge-
richtliche Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten
zuständig sind (2), Rechnung tragen.

(24) Die Richtlinie 77/92/EWG sollte daher aufgehoben
werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Mit dieser Richtlinie werden Vorschriften für die
Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und Rückversi-
cherungsvermittlung durch natürliche oder juristische Personen,
die in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind oder sich dort
niederlassen möchten, festgelegt.

(2) Diese Richtlinie findet nicht auf Personen Anwendung,
die Vermittlungsdienste für Versicherungsverträge anbieten,
wenn sämtliche nachstehenden Bedingungen erfüllt sind:

a) für den betreffenden Versicherungsvertrag sind nur Kennt-
nisse des angebotenen Versicherungsschutzes erforderlich;

b) bei dem Versicherungsvertrag handelt es sich nicht um
einen Lebensversicherungsvertrag;

c) der Versicherungsvertrag deckt keine Haftpflichtrisiken ab;

d) die betreffende Person betreibt die Versicherungsvermittlung
nicht hauptberuflich;
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e) die Versicherung stellt eine Zusatzleistung zur Lieferung
einer Ware bzw. der Erbringung einer Dienstleistung durch
einen beliebigen Anbieter dar, wenn mit der Versicherung
Folgendes abgedeckt wird:
i) das Risiko eines Defekts, eines Verlusts oder einer
Beschädigung von Gütern, die von dem betreffenden
Anbieter geliefert werden; oder

ii) Beschädigung oder Verlust von Gepäck und andere
Risiken im Zusammenhang mit einer bei dem betref-
fenden Anbieter gebuchten Reise, selbst wenn die Versi-
cherung Lebensversicherungs- oder Haftpflichtrisiken
abdeckt, vorausgesetzt, dass die Deckung zusätzlich zur
Hauptversicherungsdeckung für Risiken im Zusammen-
hang mit dieser Reise gewährt wird;

f) die Jahresprämie übersteigt nicht 500 EUR, und der Versi-
cherungsvertrag hat eine Gesamtlaufzeit, eventuelle
Verlängerungen inbegriffen, von höchstens fünf Jahren.

(3) Die Richtlinie gilt nicht für Versicherungs- und Rückver-
sicherungsvermittlungsdienstleistungen, die im Zusammenhang
mit Risiken und Verpflichtungen erbracht werden, die außer-
halb der Gemeinschaft bestehen bzw. eingegangen worden
sind.

Diese Richtlinie berührt nicht die Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats über die Versicherungsvermittlungstätigkeit, die
von Versicherungs- und Rückversicherungsvermittlern ausgeübt
wird, die in einem Drittland niedergelassen sind und im Wege
des freien Dienstleistungsverkehrs in seinem Hoheitsgebiet tätig
sind, unter der Voraussetzung, dass die Gleichbehandlung aller
Personen sichergestellt ist, die die Tätigkeit der Versicherungs-
vermittlung auf diesem Markt ausüben oder zu deren
Ausübung befugt sind.

Diese Richtlinie regelt weder Versicherungsvermittlungstätig-
keiten in Drittländern noch Tätigkeiten von Versicherungs-
oder Rückversicherungsunternehmen der Gemeinschaft im
Sinne der Ersten Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli
1973 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit
der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung) (1) und der Ersten Richtlinie 79/267/EWG des Rates vom
5. März 1979 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Direktversi-
cherung (Lebensversicherung) (2), die durch Versicherungsver-
mittler in Drittländern ausgeübt werden.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

1. „Versicherungsunternehmen“ ein Unternehmen, dem die
behördliche Zulassung gemäß Artikel 6 der Richtlinie 73/
239/EWG bzw. Artikel 6 der Richtlinie 79/267/EWG
erteilt wurde;

2. „Rückversicherungsunternehmen“ ein Unternehmen, das
weder ein Versicherungsunternehmen noch ein Versiche-
rungsunternehmen eines Drittlands ist und dessen Haupt-
tätigkeit darin besteht, von einem Versicherungsunter-

nehmen, einem Versicherungsunternehmen eines Dritt-
lands oder anderen Rückversicherungsunternehmen abge-
gebene Risiken zu übernehmen;

3. „Versicherungsvermittlung“ das Anbieten, Vorschlagen
oder Durchführen anderer Vorbereitungsarbeiten zum
Abschließen von Versicherungsverträgen oder das
Abschließen von Versicherungsverträgen oder das
Mitwirken bei deren Verwaltung und Erfüllung, insbeson-
dere im Schadensfall.

Diese Tätigkeiten gelten nicht als Versicherungsvermitt-
lung, wenn sie von einem Versicherungsunternehmen oder
einem Angestellten eines Versicherungsunternehmens, der
unter der Verantwortung des Versicherungsunternehmens
tätig wird, ausgeübt werden.

Die beiläufige Erteilung von Auskünften im Zusammen-
hang mit einer anderen beruflichen Tätigkeit, sofern diese
Tätigkeit nicht zum Ziel hat, den Kunden beim Abschluss
oder der Handhabung eines Versicherungsvertrags zu
unterstützen, oder die berufsmäßige Verwaltung der Scha-
densfälle eines Versicherungsunternehmens oder die Scha-
densregulierung und Sachverständigenarbeit im Zusam-
menhang mit Schadensfällen gelten ebenfalls nicht als
Versicherungsvermittlung;

4. „Rückversicherungsvermittlung“ das Anbieten, Vorschlagen
oder Durchführen anderer Vorbereitungsarbeiten zum
Abschließen von Rückversicherungsverträgen oder das
Abschließen von Rückversicherungsverträgen oder das
Mitwirken bei deren Verwaltung und Erfüllung, insbeson-
dere im Schadensfall.

Diese Tätigkeiten gelten nicht als Rückversicherungsver-
mittlung, wenn sie von einem Rückversicherungsunter-
nehmen oder einem Angestellten eines Rückversicherungs-
unternehmens, der unter der Verantwortung des Rückversi-
cherungsunternehmens tätig wird, ausgeübt werden.

Die beiläufige Erteilung von Auskünften im Zusammen-
hang mit einer anderen beruflichen Tätigkeit, sofern diese
Tätigkeit nicht zum Ziel hat, den Kunden beim Abschluss
oder der Handhabung eines Rückversicherungsvertrags zu
unterstützen, oder die berufsmäßige Verwaltung der Scha-
densfälle eines Rückversicherungsunternehmens oder die
Schadensregulierung und Sachverständigenarbeit im
Zusammenhang mit Schadensfällen gelten ebenfalls nicht
als Rückversicherungsvermittlung;

5. „Versicherungsvermittler“ jede natürliche oder juristische
Person, die die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung
gegen Vergütung aufnimmt oder ausübt;

6. „Rückversicherungsvermittler“ jede natürliche oder juristi-
sche Person, die die Tätigkeit der Rückversicherungsver-
mittlung gegen Vergütung aufnimmt oder ausübt;

7. „vertraglich gebundener Versicherungsvermittler“ jede
Person, die eine Tätigkeit der Versicherungsvermittlung im
Namen und für Rechnung eines Versicherungsunterneh-
mens oder — wenn die Versicherungsprodukte nicht in
Konkurrenz zueinander stehen — mehrerer Versicherungs-
unternehmen ausübt, die jedoch weder die Prämien noch
die für den Kunden bestimmten Beträge in Empfang nimmt
und hinsichtlich der Produkte der jeweiligen Versiche-
rungsunternehmen unter deren uneingeschränkter Verant-
wortung handelt.
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Jede Person, die Versicherungsvermittlung zusätzlich zu
ihrer Hauptberufstätigkeit ausübt und weder Prämien noch
für den Kunden bestimmte Beträge in Empfang nimmt, gilt
ebenfalls als vertraglich gebundener Versicherungsver-
mittler, der hinsichtlich der Produkte des jeweiligen Versi-
cherungsunternehmens unter der Verantwortung eines
oder mehrerer Versicherungsunternehmen handelt, wenn
die Versicherung eine Ergänzung der im Rahmen dieser
Haupttätigkeit gelieferten Waren oder erbrachten Dienst-
leistungen darstellt;

8. „Großrisiken“ Risiken im Sinne von Artikel 5 Buchstabe d)
der Richtlinie 73/239/EWG;

9. „Herkunftsmitgliedstaat“
a) wenn der Vermittler eine natürliche Person ist: der

Mitgliedstaat, in dem diese Person ihren Wohnsitz hat
und ihre Tätigkeit ausübt;

b) wenn der Vermittler eine juristische Person ist: der
Mitgliedstaat, in dem diese Person ihren satzungsmä-
ßigen Sitz hat, oder, wenn sie gemäß dem für sie
geltenden einzelstaatlichen Recht keinen satzungsmä-
ßigen Sitz hat, der Mitgliedstaat, in dem ihr Hauptver-
waltungssitz liegt;

10. „Aufnahmemitgliedstaat“ der Mitgliedstaat, in dem ein
Versicherungs- oder Rückversicherungsvermittler eine
Zweigniederlassung hat oder Dienstleistungen erbringt;

11. „zuständige Behörden“ die Behörden, die jeder Mitgliedstaat
gemäß Artikel 6 benennt;

12. „dauerhafter Datenträger“ jedes Medium, das es dem
Verbraucher ermöglicht, persönlich an ihn gerichtete Infor-
mationen so zu speichern, dass diese während eines für
den Informationszweck angemessenen Zeitraums abge-
rufen werden können, und das die unveränderte Wieder-
gabe der gespeicherten Daten ermöglicht.

Dazu gehören insbesondere Disketten, CD-Roms, DVDs
und die Festplatten von Computern, auf denen elektroni-
sche Post gespeichert wird, jedoch nicht eine Internet-
Website, es sei denn, diese Site entspricht den in Absatz 1
enthaltenen Kriterien.

KAPITEL II

ANFORDERUNGEN IN BEZUG AUF DIE EINTRAGUNG

Artikel 3

Eintragung

(1) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler sind bei
der zuständigen Behörde nach Artikel 7 Absatz 2 in ihrem
Herkunftsmitgliedstaat einzutragen.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 können die Mitgliedstaaten
vorsehen, dass die Versicherungs- und Rückversicherungsunter-
nehmen oder andere Einrichtungen mit den zuständigen
Behörden bei der Eintragung von Versicherungs- und Rückver-
sicherungsvermittlern und bei der Anwendung der Anforde-
rungen nach Artikel 4 auf die betreffenden Vermittler zusam-
menarbeiten können. Insbesondere können vertraglich gebun-
dene Versicherungsvermittler von einem Versicherungsunter-
nehmen oder einem Zusammenschluss von Versicherungsun-
ternehmen unter der Aufsicht einer zuständigen Behörde einge-
tragen werden.

Den Mitgliedstaaten steht es frei, die Anforderung nach den
Unterabsätzen 1 und 2 nicht auf alle natürlichen Personen
anzuwenden, die in einem Unternehmen arbeiten und die
Tätigkeit der Versicherungs- oder Rückversicherungsvermitt-
lung ausüben.

Juristische Personen werden von den Mitgliedstaaten einge-
tragen; im Register sind ferner die Namen der natürlichen
Personen, die im Rahmen des Leitungsorgans für die Vermitt-
lungstätigkeiten verantwortlich sind, anzugeben.

(2) Die Mitgliedstaaten können mehr als ein Register für
Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler einrichten,
sofern sie Kriterien für die Eintragung der Vermittler festlegen.

Die Mitgliedstaaten sorgen für die Einrichtung einer einzigen
Auskunftsstelle, die einen leichten und schnellen Zugang zu
den Informationen aus diesen verschiedenen Registern
ermöglicht, die auf elektronischem Wege erstellt und ständig
auf dem neuesten Stand gehalten werden. Diese Auskunftsstelle
ermöglicht ebenfalls die Identifizierung der zuständigen
Behörden jedes Mitgliedstaats nach Absatz 1 Unterabsatz 1. Im
Register werden außerdem das Land bzw. die Länder
verzeichnet, in dem bzw. in denen der Vermittler im Rahmen
der Niederlassungsfreiheit oder des freien Dienstleistungsver-
kehrs tätig ist.

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Eintragung
von Versicherungs- und Rückversicherungsvermittlern,
einschließlich von vertraglich gebundenen Versicherungsver-
mittlern, von der Erfüllung der beruflichen Anforderungen
gemäß Artikel 4 abhängig gemacht wird.

Die Mitgliedstaaten sorgen ferner dafür, dass Versicherungs-
und Rückversicherungsvermittler, einschließlich von vertraglich
gebundenen Versicherungsvermittlern, die diese Anforderungen
nicht mehr erfüllen, aus dem Register gestrichen werden. Die
Gültigkeit der Eintragung wird von der zuständigen Behörde
regelmäßig überprüft. Bei Bedarf unterrichtet der Herkunftsmit-
gliedstaat den Aufnahmemitgliedstaat auf geeignetem Weg von
dieser Streichung.

(4) Die zuständigen Behörden können dem Versicherungs-
oder Rückversicherungsvermittler ein Dokument ausstellen, das
es jeder Person, die ein Interesse daran hat, ermöglicht, durch
Einsichtnahme in das oder die Register nach Absatz 2 zu
prüfen, ob der Vermittler ordnungsgemäß eingetragen ist.

Dieses Dokument enthält mindestens die Informationen nach
Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben a) und b) und im Fall einer
juristischen Person den (die) Namen der in Absatz 1 Unterab-
satz 4 des vorliegenden Artikels genannten natürlichen
Person(en).

Der Mitgliedstaat verlangt, dass dieses Dokument der
zuständigen Behörde, die es ausgestellt hat, zurückgegeben
wird, sobald der Versicherungs- oder Rückversicherungsver-
mittler nicht mehr eingetragen ist.

(5) Eingetragene Versicherungsvermittler und Rückversiche-
rungsvermittler dürfen die Tätigkeit der Versicherungsvermitt-
lung und der Rückversicherungsvermittlung in der Gemein-
schaft im Rahmen der Niederlassungsfreiheit und des freien
Dienstleistungsverkehrs aufnehmen und ausüben.
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(6) Die Mitgliedstaaten achten darauf, dass die Versiche-
rungsunternehmen nur die Versicherungs- und Rückversiche-
rungsvermittlungsdienste der eingetragenen Versicherungs- und
Rückversicherungsvermittler und der in Artikel 1 Absatz 2
genannten Personen in Anspruch nehmen.

Artikel 4

Berufliche Anforderungen

(1) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler müssen
über die vom Herkunftsmitgliedstaat des Vermittlers festge-
legten angemessenen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen.

Die Herkunftsmitgliedstaaten können die Anforderungen, die
an die Kenntnisse und Fertigkeiten gestellt werden, an die Tätig-
keit der Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler und
die von ihnen vertriebenen Produkte anpassen, insbesondere
dann, wenn die Versicherungsvermittlung nicht die Hauptbe-
rufstätigkeit des Vermittlers ist. In diesem Fall darf der Betref-
fende eine Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nur ausüben,
wenn ein Versicherungsvermittler, der die Anforderungen
dieses Artikels erfüllt, oder ein Versicherungsunternehmen die
uneingeschränkte Haftung für sein Handeln übernommen hat.

Die Mitgliedstaaten können für die in Artikel 3 Absatz 1 Unter-
absatz 2 genannten Fälle vorsehen, dass das Versicherungsun-
ternehmen prüft, ob die Kenntnisse und Fertigkeiten der betref-
fenden Vermittler den Anforderungen nach Unterabsatz 1 des
vorliegenden Absatzes entsprechen, und ihnen gegebenenfalls
eine Ausbildung verschafft, die den Anforderungen im Zusam-
menhang mit den von ihnen vertriebenen Produkten entspricht.

Den Mitgliedstaaten steht es frei, die Anforderung nach Unter-
absatz 1 nicht auf alle natürlichen Personen anzuwenden, die
in einem Unternehmen arbeiten und die Tätigkeit der Versiche-
rungs- oder Rückversicherungsvermittlung ausüben. Die
Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass ein vertretbarer Anteil der
dem Leitungsorgan eines solchen Unternehmens angehörigen
Personen, die für die Vermittlung von Versicherungsprodukten
verantwortlich sind, sowie alle anderen, direkt bei der Versiche-
rungs- oder Rückversicherungsvermittlung mitwirkenden
Personen nachweislich über die für die Erfüllung ihrer
Aufgaben erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen.

(2) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler müssen
einen guten Leumund besitzen. Als Mindestanforderung dürfen
sie nicht im Zusammenhang mit schwerwiegenden Straftaten in
den Bereichen Eigentums- oder Finanzkriminalität ins Strafre-
gister oder ein gleichwertiges einzelstaatliches Register einge-
tragen und sollten nie in Konkurs gegangen sein, es sei denn,
sie sind gemäß nationalem Recht rehabilitiert worden.

Die Mitgliedstaaten können den Versicherungsunternehmen
gemäß den Bestimmungen des Artikels 3 Absatz 1 Unterabsatz
2 gestatten, den guten Leumund der Versicherungsvermittler zu
überprüfen.

Den Mitgliedstaaten steht es frei, die Anforderung nach Unter-
absatz 1 nicht auf alle natürlichen Personen anzuwenden, die
in einem Unternehmen arbeiten und die Tätigkeit der Versiche-
rungs- und Rückversicherungsvermittlung ausüben. Die
Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass das Leitungsorgan dieses
Unternehmens sowie alle Beschäftigten, die direkt an der Versi-
cherungs- oder Rückversicherungsvermittlung mitwirken, diese
Anforderung erfüllen.

(3) Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler
schließen eine für das gesamte Gebiet der Gemeinschaft
geltende Berufshaftpflichtversicherung oder eine andere gleich-
wertige, die Haftpflicht bei Verletzung beruflicher Sorgfalts-
pflichten abdeckende Garantie in Höhe von mindestens
1 000 000 EUR für jeden einzelnen Schadensfall und von
1 500 000 EUR für alle Schadensfälle eines Jahres ab, soweit
eine solche Versicherung oder gleichwertige Garantie nicht
bereits von einem Versicherungsunternehmen, Rückversiche-
rungsunternehmen oder anderen Unternehmen gestellt wird, in
dessen Namen der Versicherungs- oder Rückversicherungsver-
mittler handelt oder für das der Versicherungs- oder Rückversi-
cherungsvermittler zu handeln befugt ist, oder dieses Unter-
nehmen die uneingeschränkte Haftung für das Handeln des
Vermittlers übernommen hat.

(4) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen
Maßnahmen, um die Kunden dagegen zu schützen, dass der
Versicherungsvermittler nicht in der Lage ist, die Prämie an das
Versicherungsunternehmen oder den Erstattungsbetrag oder
eine Prämienvergütung an den Versicherten weiterzuleiten.

Dabei kann es sich um eine oder mehrere der folgenden
Maßnahmen handeln:

a) Rechtsvorschriften oder vertragliche Bestimmungen, nach
denen vom Kunden an den Vermittler gezahlte Gelder so
behandelt werden, als seien sie direkt an das Unternehmen
gezahlt worden, während Gelder, die das Unternehmen an
den Vermittler zahlt, erst dann so behandelt werden, als
seien sie an den Verbraucher gezahlt worden, wenn der
Verbraucher sie tatsächlich erhält;

b) Vorschriften, nach denen Versicherungsvermittler über eine
finanzielle Leistungsfähigkeit zu verfügen haben, die jeder-
zeit 4 % der Summe ihrer jährlichen Prämieneinnahmen,
mindestens jedoch 15 000 EUR, entspricht;

c) Vorschriften, nach denen Kundengelder über streng
getrennte Kundenkonten weitergeleitet werden müssen und
diese Konten im Fall des Konkurses nicht zur Entschädigung
anderer Gläubiger herangezogen werden dürfen;

d) Vorschriften, nach denen ein Garantiefonds eingerichtet
werden muss.

(5) Die Ausübung der Tätigkeit der Versicherungs- und
Rückversicherungsvermittlung setzt voraus, dass die beruflichen
Anforderungen nach diesem Artikel dauerhaft erfüllt sind.

(6) Die Mitgliedstaaten können die in diesem Artikel
genannten Anforderungen für die innerhalb ihres Hoheitsge-
biets eingetragenen Versicherungs- und Rückversicherungsver-
mittler verschärfen und weitere Anforderungen hinzufügen.

(7) Die Beträge nach den Absätzen 3 und 4 werden regel-
mäßig überprüft, um den von Eurostat veröffentlichten
Änderungen des Europäischen Verbraucherpreisindexes Rech-
nung zu tragen. Diese Beträge werden erstmals fünf Jahre nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie überprüft und anschließend alle
fünf Jahre nach der vorherigen Überprüfung.

Die Beträge werden automatisch angepasst, indem der Grund-
betrag in Euro um die prozentuale Änderung des genannten
Indexes in der Zeit zwischen dem Inkrafttreten dieser Richtlinie
und dem Zeitpunkt der ersten Überprüfung oder in der Zeit
zwischen dem Zeitpunkt der letzten Überprüfung und dem der
neuen Überprüfung erhöht und auf den nächsthöheren vollen
Euro aufgerundet wird.
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Artikel 5

Bestandsschutz

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass Personen, die vor
September 2000 eine Vermittlungstätigkeit ausübten, in ein
Register eingetragen waren und über ein Ausbildungs- und
Erfahrungsniveau verfügten, das dem in dieser Richtlinie gefor-
derten Niveau vergleichbar ist, nach Erfüllung der Anforde-
rungen des Artikels 4 Absätze 3 und 4 automatisch in das
anzulegende Register eingetragen werden.

Artikel 6

Mitteilung der Niederlassung und des Erbringens von
Dienstleistungen in anderen Mitgliedstaaten

(1) Jeder Versicherungs- oder Rückversicherungsvermittler,
der erstmalig in einem oder mehreren Mitgliedstaaten im
Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs oder der Niederlas-
sungsfreiheit tätig werden will, teilt dies den zuständigen
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats mit.

Innerhalb eines Monats nach dieser Mitteilung teilen diese
zuständigen Behörden den zuständigen Behörden der Aufnah-
memitgliedstaaten, die dies wünschen, die Absicht des Versiche-
rungs- oder Rückversicherungsvermittlers mit und unterrichten
gleichzeitig den betreffenden Vermittler darüber.

Der Versicherungs- oder Rückversicherungsvermittler kann
seine Tätigkeit einen Monat nach dem Zeitpunkt aufnehmen,
zu dem er von den zuständigen Behörden des Herkunftsmit-
gliedstaats von der Mitteilung nach Unterabsatz 2 unterrichtet
worden ist. Der betreffende Vermittler kann seine Tätigkeit
jedoch sofort aufnehmen, wenn der Aufnahmemitgliedstaat
keinen Wert auf diese Information legt.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, ob sie
nach Absatz 1 informiert werden möchten. Die Kommission
teilt dies ihrerseits den Mitgliedstaaten mit.

(3) Die zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats
können Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass die Bedin-
gungen, unter denen die Tätigkeit aus Gründen des Allgemei-
ninteresses im Hoheitsgebiet ihres Mitgliedstaats auszuüben ist,
in geeigneter Weise veröffentlicht werden.

Artikel 7

Zuständige Behörden

(1) Die Mitgliedstaaten benennen die zuständigen Behörden,
die befugt sind, die Anwendung dieser Richtlinie sicherzu-
stellen. Sie setzen die Kommission unter Angabe etwaiger
Aufgabenteilungen davon in Kenntnis.

(2) Bei den Behörden gemäß Absatz 1 muss es sich entweder
um staatliche Stellen oder um Einrichtungen handeln, die nach
nationalem Recht oder von nach nationalem Recht ausdrück-
lich dazu befugten staatlichen Stellen anerkannt sind. Dabei
darf es sich nicht um Versicherungs- oder Rückversicherungs-
unternehmen handeln.

(3) Die zuständigen Behörden sind mit allen zur Erfüllung
ihrer Aufgabe erforderlichen Befugnissen auszustatten. Gibt es
in einem Mitgliedstaat mehrere zuständige Behörden, so sorgt
der betreffende Mitgliedstaat dafür, dass diese eng zusammenar-
beiten, damit sie ihre jeweiligen Aufgaben wirkungsvoll erfüllen
können.

Artikel 8

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten sehen angemessene Sanktionen für
den Fall vor, dass eine Person, die die Tätigkeit der Versiche-
rungs- oder Rückversicherungsvermittlung ausübt, nicht in
einem Mitgliedstaat eingetragen ist und nicht unter Artikel 1
Absatz 2 fällt.

(2) Die Mitgliedstaaten sehen angemessene Sanktionen für
den Fall vor, dass ein Versicherungs- oder Rückversicherungs-
unternehmen Versicherungs- oder Rückversicherungsvermitt-
lungsdienstleistungen von Personen in Anspruch nimmt, die
nicht in einem Mitgliedstaat eingetragen sind und nicht unter
Artikel 1 Absatz 2 fallen.

(3) Die Mitgliedstaaten sehen angemessene Sanktionen für
den Fall vor, dass ein Versicherungs- oder Rückversicherungs-
vermittler nationale Rechtsvorschriften nicht einhält, die
aufgrund dieser Richtlinie erlassen wurden.

(4) Diese Richtlinie berührt nicht die Befugnis der Aufnah-
memitgliedstaaten, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um in
ihrem Hoheitsgebiet begangene Verstöße gegen die von ihnen
aus Gründen des Allgemeininteresses erlassenen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften zu verhindern oder zu ahnden. Dazu
gehört auch die Möglichkeit, einem Versicherungs- oder Rück-
versicherungsvermittler, der sich vorschriftswidrig verhält,
weitere Tätigkeiten in ihrem Hoheitsgebiet zu untersagen.

(5) Jede angenommene Maßnahme, die Sanktionen oder eine
Einschränkung der Tätigkeiten eines Versicherungs- oder Rück-
versicherungsvermittlers beinhaltet, ist ordnungsgemäß zu
begründen und dem betreffenden Vermittler mitzuteilen. Bei
jeder derartigen Maßnahme ist vorzusehen, dass in dem
Mitgliedstaat, von dem sie ergriffen wurde, Klage erhoben
werden kann.

Artikel 9

Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten

(1) Die zuständigen Behörden der verschiedenen Mitglied-
staaten arbeiten zusammen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieser Richtlinie zu gewährleisten.

(2) Die zuständigen Behörden tauschen Informationen über
die Versicherungs- und Rückversicherungsvermittler aus, gegen
die eine Sanktion gemäß Artikel 8 Absatz 3 oder eine
Maßnahme gemäß Artikel 8 Absatz 4 verhängt wurde, sofern
diese Informationen geeignet sind, zur Streichung dieser
Vermittler aus dem Register zu führen. Außerdem können die
zuständigen Behörden auf Antrag einer Behörde alle
einschlägigen Informationen untereinander austauschen.
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(3) Alle Personen, die im Rahmen dieser Richtlinie zur
Entgegennahme oder Erteilung von Informationen verpflichtet
sind, unterliegen dem Berufsgeheimnis in derselben Weise, wie
dies in Artikel 16 der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18.
Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebens-
versicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/
EWG und 88/357/EWG (Dritte Richtlinie Schadensversiche-
rung) (1) und in Artikel 15 der Richtlinie 92/96/EWG des Rates
vom 10. November 1992 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensver-
sicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 79/267/EWG
und 90/619/EWG (Dritte Richtlinie Lebensversicherung) (2)
vorgesehen ist.

Artikel 10

Beschwerden

Die Mitgliedstaaten sorgen für die Einrichtung von Verfahren,
die es Kunden und anderen Betroffenen, insbesondere Verbrau-
cherschutzverbänden, ermöglichen, Beschwerden über Versi-
cherungs- und Rückversicherungsvermittler einzulegen.
Beschwerden sind in jedem Fall zu beantworten.

Artikel 11

Außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten

(1) Die Mitgliedstaaten fördern die Schaffung angemessener
und wirksamer Beschwerde- und Abhilfeverfahren zur außerge-
richtlichen Beilegung von Streitigkeiten zwischen Versiche-
rungsvermittlern und Kunden, gegebenenfalls durch Rückgriff
auf bestehende Stellen.

(2) Die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit der
entsprechenden Stellen bei der Beilegung grenzübergreifender
Streitigkeiten.

KAPITEL III

INFORMATIONSPFLICHTEN DER VERMITTLER

Artikel 12

Vom Versicherungsvermittler zu erteilende Auskünfte

(1) Vor Abschluss jedes ersten Versicherungsvertrags und
nötigenfalls bei Änderung oder Erneuerung des Vertrags teilt
der Versicherungsvermittler dem Kunden zumindest Folgendes
mit:

a) seinen Namen und seine Anschrift;

b) in welches Register er eingetragen wurde und auf welche
Weise sich die Eintragung überprüfen lässt;

c) ob er eine direkte oder indirekte Beteiligung von über 10 %
an den Stimmrechten oder am Kapital eines bestimmten
Versicherungsunternehmens besitzt;

d) ob ein bestimmtes Versicherungsunternehmen oder das
Mutterunternehmen eines bestimmten Versicherungsunter-
nehmens eine direkte oder indirekte Beteiligung von über
10 % an den Stimmrechten oder am Kapital des Versiche-
rungsvermittlers besitzt;

e) Angaben über die in Artikel 10 genannten Verfahren, die es
den Kunden und anderen Betroffenen ermöglichen,
Beschwerden über Versicherungsvermittler einzureichen,
sowie gegebenenfalls über die in Artikel 11 genannten
außergerichtlichen Beschwerde- und Abhilfeverfahren.

Außerdem teilt der Versicherungsvermittler dem Kunden in
Bezug auf den angebotenen Vertrag mit,

i) ob er seinen Rat gemäß der in Absatz 2 vorgesehenen
Verpflichtung auf eine ausgewogene Untersuchung
stützt, oder

ii) ob er vertraglich verpflichtet ist, Versicherungsvermitt-
lungsgeschäfte ausschließlich mit einem oder mehreren
Versicherungsunternehmen zu tätigen. In diesem Fall
teilt er dem Kunden auf Antrag auch die Namen dieser
Versicherungsunternehmen mit, oder

iii) ob er nicht vertraglich verpflichtet ist, Versicherungsver-
mittlungsgeschäfte ausschließlich mit einem oder
mehreren Versicherungsunternehmen zu tätigen, und
seinen Rat nicht gemäß der in Absatz 2 vorgesehenen
Verpflichtung auf eine ausgewogene Untersuchung
stützt. In diesem Fall teilt er dem Kunden auf Antrag
auch die Namen derjenigen Versicherungsunternehmen
mit, mit denen er Versicherungsgeschäfte tätigen darf
und auch tätigt.

In den Fällen, in denen vorgesehen ist, dass die betreffende
Information nur auf Antrag des Kunden zu erteilen ist, ist Letz-
terer von dem Recht, diese Information zu beantragen, in
Kenntnis zu setzen.

(2) Teilt der Versicherungsvermittler dem Kunden mit, dass
er auf der Grundlage einer objektiven Untersuchung berät, so
ist er verpflichtet, seinen Rat auf eine Untersuchung einer
hinreichenden Zahl von auf dem Markt angebotenen Versiche-
rungsverträgen zu stützen, so dass er gemäß fachlichen Krite-
rien eine Empfehlung dahin gehend abgeben kann, welcher
Versicherungsvertrag geeignet wäre, die Bedürfnisse des Kunden
zu erfüllen.

(3) Vor Abschluss eines Versicherungsvertrags hat der Versi-
cherungsvermittler, insbesondere anhand der vom Kunden
gemachten Angaben, zumindest dessen Wünsche und Bedür-
fnisse sowie die Gründe für jeden diesem zu einem bestimmten
Versicherungsprodukt erteilten Rat genau anzugeben. Diese
Angaben sind der Komplexität des angebotenen Versicherungs-
vertrags anzupassen.

(4) Die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Auskünfte
brauchen weder bei der Vermittlung von Versicherungen für
Großrisiken noch bei der Rückversicherungsvermittlung erteilt
zu werden.

(5) Die Mitgliedstaaten können hinsichtlich der nach Absatz
1 zu erteilenden Auskünfte strengere Vorschriften beibehalten
oder erlassen, sofern sie mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar
sind.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die in Unterabsatz 1
genannten einzelstaatlichen Vorschriften mit.

Um mit allen geeigneten Mitteln ein hohes Maß an Transparenz
zu schaffen, sorgt die Kommission dafür, dass die ihr zugelei-
teten Informationen über die einzelstaatlichen Vorschriften
auch den Verbrauchern und den Versicherungsvermittlern
mitgeteilt werden.
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Artikel 13

Einzelheiten der Auskunftserteilung

(1) Die den Kunden nach Artikel 12 zustehenden Auskünfte
sind folgendermaßen zu erteilen:

a) auf Papier oder auf einem anderen, dem Kunden zur Verfü-
gung stehenden und zugänglichen dauerhaften Datenträger;

b) in klarer, genauer und für den Kunden verständlicher Form;

c) in einer Amtssprache des Mitgliedstaats, in dem die
Verpflichtung eingegangen wird, oder in jeder anderen von
den Parteien vereinbarten Sprache.

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a) dürfen die in
Artikel 12 genannten Auskünfte mündlich erteilt werden, wenn
der Kunde dies wünscht oder wenn eine Sofortdeckung erfor-
derlich ist. In diesen Fällen werden die Auskünfte dem Kunden
gemäß Absatz 1 unmittelbar nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrags erteilt.

(3) Handelt es sich um einen Telefonverkauf, so entsprechen
die vor dem Abschluss dem Kunden erteilten Auskünfte den
Gemeinschaftsvorschriften über den Fernabsatz von Finanz-
dienstleistungen an Verbraucher. Ferner werden die Auskünfte
dem Kunden gemäß Absatz 1 unmittelbar nach Abschluss des
Versicherungsvertrags erteilt.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 14

Anrufung der Gerichte

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass gegen Entscheidungen,
die bezüglich eines Versicherungs- oder Rückversicherungsver-
mittlers oder eines Versicherungsunternehmens aufgrund von
gemäß dieser Richtlinie erlassenen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften ergehen, ein Gericht angerufen werden kann.

Artikel 15

Aufhebung

Die Richtlinie 77/92/EWG wird mit Wirkung ab dem in Artikel
16 Absatz 1 genannten Zeitpunkt aufgehoben.

Artikel 16

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie spä-
testens ab dem 15. Januar 2005 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtli-
chen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. Gleichzeitig
übermitteln sie eine Tabelle, aus der hervorgeht, welche inner-
staatlichen Vorschriften den einzelnen Artikeln dieser Richtlinie
entsprechen.

Artikel 17

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 18

Adressaten

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 9. Dezember 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
H. C. SCHMIDT
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 29. November 2002

zur Festlegung überarbeiteter Umweltkriterien für die Vergabe des EG-Umweltzeichens an Maschi-
nengeschirrspülmittel und zur Änderung der Entscheidung 1999/427/EG

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 4632)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/31/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1980/2000 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Revi-
sion des gemeinschaftlichen Systems zur Vergabe eines
Umweltzeichens (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1
zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 1980/2000 kann das
EG-Umweltzeichen für Produkte vergeben werden, deren
Eigenschaften wesentlich zu Verbesserungen in wich-
tigen Umweltaspekten beitragen können.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1980/2000 sind spezi-
fische Kriterien für die Vergabe des Umweltzeichens
nach Produktgruppen festzulegen.

(3) Die Verordnung sieht ferner vor, dass die Überprüfung
der Kriterien zur Vergabe des Umweltzeichens sowie der
Beurteilungs- und Prüfanforderungen in Bezug auf diese
Kriterien rechtzeitig vor Ende der Geltungsdauer der für
jede Produktgruppe angegebenen Kriterien erfolgt.

(4) Die Umweltkriterien der Entscheidung 1999/427/EG der
Kommission vom 28. Mai 1999 zur Festlegung der
Umweltkriterien für die Vergabe des EG-Umweltzeichens
für Maschinengeschirrspülmittel (2) sind neu festzulegen,
um mit den Entwicklungen des Marktes Schritt zu
halten. Gleichzeitig sollten der durch die Entscheidung
2002/173/EG der Kommission (3) verlängerte Gültig-
keitszeitraum und die Definition der Produktgruppe
geändert werden.

(5) Eine neue Entscheidung zur Festlegung von fünf Jahre
lang gültigen spezifischen Umweltkriterien für diese
Produktgruppe ist sinnvoll.

(6) Es ist sinnvoll, dass für einen begrenzten Zeitraum von
höchstens achtzehn Monaten sowohl die neuen Kriterien
als auch die durch die Entscheidung 1999/427/EG fest-
gelegten Kriterien gleichzeitig gelten, damit Unter-
nehmen, an deren Produkte das Umweltzeichen vor der
Anwendbarkeit dieser neuen Entscheidung vergeben
wurde oder die das Umweltzeichen dann bereits bean-
tragt hatten, ausreichend Zeit erhalten, diese Produkte an
die neuen Kriterien anzupassen.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stützen sich auf die vorläufigen Kriterien des durch
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1980/2000 einge-
setzten Ausschusses für das Umweltzeichen der Europäi-
schen Union.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des gemäß Artikel 17
der Verordnung (EG) Nr. 1980/2000 eingesetzten
Ausschusses überein —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Um das Umweltzeichen der Gemeinschaft gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1980/2000 zu erhalten, muss ein Maschinenge-
schirrspülmittel der Produktgruppe „Maschinengeschirrspül-
mittel“ gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 angehören
und den Umweltkriterien im Anhang dieser Entscheidung
entsprechen.
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Artikel 2

Die Produktgruppe „Maschinengeschirrspülmittel“ umfasst alle
Reinigungsmittel, die ausschließlich für den Gebrauch in auto-
matischen Haushaltsgeschirrspülern oder aber für den
Gebrauch in automatischen Geschirrspülern bestimmt sind,
welche von gewerblichen Anwendern betrieben werden, aber in
punkto Maschinengröße und Anwendung automatischen Haus-
haltsgeschirrspülern ähnlich sind.

Artikel 3

Zu verwaltungstechnischen Zwecken erhält die Produktgruppe
„Maschinengeschirrspülmittel“ den Produktgruppenschlüssel
„015“.

Artikel 4

Artikel 3 der Entscheidung 1999/427/EG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 3

Die Definition der Produktgruppe und deren spezifische
Umweltkriterien gelten bis zum 31. Mai 2004.“

Artikel 5

Diese Entscheidung gilt vom 1. Januar 2003 bis zum 31.
Dezember 2007.

Die Hersteller von in die Produktgruppe „Maschinengeschirr-
spülmittel“ fallenden Produkten, an die das Umweltzeichen
bereits vor dem 1. Januar 2003 vergeben worden ist, dürfen
dieses Umweltzeichen weiterhin bis zum 31. Mai 2004 führen.

Den Herstellern von in die Produktgruppe „Maschinengeschirr-
spülmittel“ fallenden Produkten, die das Umweltzeichen bereits
vor dem 1. Januar 2003 beantragt haben, kann das Umweltzei-
chen gemäß den Bedingungen der Entscheidung 1999/427/EG
verliehen werden. In diesen Fällen kann das Umweltzeichen bis
31. Mai 2004 verwendet werden.

Artikel 6

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 29. November 2002

Für die Kommission
Margot WALLSTRÖM

Mitglied der Kommission
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ANHANG

RAHMENBEDINGUNGEN

Mit der Festlegung der Kriterien verbundene Ziele

Diese Kriterien dienen vor allem

— der Verringerung der Wasserverschmutzung durch die Reduzierung der Menge der verwendeten Waschmittel sowie
der Menge der schädlichen Bestandteile,

— der Verringerung des Energieverbrauchs durch die Förderung des Gebrauchs von Reinigungsmitteln, die keine hohen
Temperaturen benötigen,

— der Minimierung der Abfallproduktion durch Verringerung des Umfangs der Erstverpackung.

Die Kriterien sollen außerdem das Umweltbewusstsein des Verbrauchers erhöhen. Die Kriterien sind so festgelegt, dass die
Kennzeichnung von Maschinengeschirrspülmitteln gefördert wird, die die Umwelt nur wenig schädigen.

Beurteilungs- und Prüfanforderungen

Die konkreten Beurteilungs- und Prüfanforderungen sind zu jedem Kriterium anzugeben.

Sofern der Antragsteller Erklärungen, Unterlagen, Prüfberichte von Analysen oder andere Unterlagen einreichen muss, um
die Übereinstimmung mit den Kriterien nachzuweisen, können diese vom Antragsteller und/oder seinem/seinen Liefe-
ranten und/oder ihrem/ihren Lieferanten usw. stammen.

Die Prüfungen sollten nach Möglichkeit von Laboratorien durchgeführt werden, die den Anforderungen der Norm EN ISO
17025 oder gleichwertigen Kriterien gerecht werden.

Ggf. können andere Prüfmethoden angewandt werden, wenn die den Antrag prüfende zuständige Stelle sie für gleich-
wertig erachtet.

Gegebenenfalls können die zuständigen Stellen Begleitunterlagen verlangen und unabhängige Prüfungen durchführen.

Die Antragsteller können sich ggf. auf spätere Überarbeitungen der Datenbank der Reinigungsmittelbestandteile (DID)
stützen, sobald diese zur Verfügung stehen.

Den zuständigen Stellen wird empfohlen, die Umsetzung anerkannter Umweltmanagementsysteme wie EMAS und ISO
14001 zu berücksichtigen, wenn sie Anträge prüfen oder die Einhaltung der Kriterien überwachen. (Anmerkung: Es
besteht keine Pflicht zur Umsetzung solcher Konzepte.)

Einheitsmenge und Bezugsdosierung

Die Einheitsmenge, auf die sich die Verbrauchs- und Leistungsangaben beziehen sollten, ist die Erzeugnismenge, die
erforderlich ist, um 12 Gedecke mit einem standardisierten Verschmutzungsgrad (wie in DIN- oder ISO-Normen definiert)
zu spülen. Als Bezugsdosierung unter Standardbedingungen gilt die vom Hersteller für normal verschmutztes Geschirr (12
Gedecke) empfohlene Dosierung, wie im IKW-Spülleistungstest (Kriterium 6) festgelegt.

KRITERIEN

1. Umweltpunktematrix

Die folgenden fünf Parameter werden in eine Umweltmatrix aufgenommen und, wie unten dargestellt, zusammengefasst
und gemeinsam beurteilt:

— Chemikalien insgesamt,

— kritisches Verdünnungsvolumen (Toxizität) (KVVtox),

— Phospate (ausgedrückt als Natriumtripolyphosphat — NTPP),

— aerob nicht biologisch abbaubare organische Stoffe (aNBDO — aerobic Non-Biodegradable Organics),

— anaerob nicht biologisch abbaubare organische Stoffe (anNBDO — anaerobic Non-Biodegradable Organics).

In der folgenden Tabelle sind diese Parameter zusammen mit den dabei erreichbaren Punkten, den Ausschlussschwellen-
werten und den Gewichtungsfaktoren aufgeführt. Die Formeln für die Berechnung der Punktzahlen für jeden Parameter
und der Ausschlussschwellenwerte werden anschließend unter den Buchstaben a) bis f) ausgeführt. Die Parameter werden
für alle Bestandteile unter Berücksichtigung der Dosierung je Spülgang, des Wassergehalts und des Anteils (Masse) an der
Produktformulierung berechnet. Sie werden für jede Formulierung zusammengerechnet.
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Umweltpunktematrix

Punkte Schwellenwert Gewichtungs-Parameter
4 3 4 1

für die
Nichtvergabe faktor

Chemikalien insgesamt 16,5 18 19,5 21 22,5 3

Kritisches Verdünnungsvo-
lumen (Toxizität)

60 120 180 200 8

Phosphate (als NTPP) 0 2,5 5 7,5 10 2

Aerob nicht biologisch abbau-
bare organische Stoffe

0 0,25 0,5 0,75 1 1

Anaerob nicht biologisch
abbaubare organische Stoffe

0 0,05 0,10 0,15 0,2 1,5

Erforderliche Mindestpunktzahl 30

Hinweis: Alle Werte sind in g/Spülgang angegeben, ausgenommen das KVVtox, das in l/Spülung angegeben ist.

Beurteilung und Prüfung: Genaue Formulierung des Produkts einschließlich der exakten chemischen Beschreibung der
Inhaltsstoffe (z. B. IUPAC-Kennung, CAS-Nr., Summen- und Strukturformeln, Reinheit, Art und prozentualer Anteil von
Verunreinigungen, Zusatzstoffe; bei Gemischen, wie z. B. oberflächenaktiven Stoffen: DID-Nummer, Zusammensetzung
und Bandbreite der Homologen, Isomere und Handelsbezeichnungen); Analyse der Zusammensetzung der oberflächenak-
tiven Mittel und genaue Angabe der Menge (Gewicht) des vertriebenen Erzeugnisses (Angaben jeweils zum 1. März,
betreffend das vorangehende Jahr).

a) Toxizität gegenüber Wasserorganismen

Das kritische Verdünnungsvolumen (Toxizität) (KVVtox) wird für jeden Inhaltsstoff (i) anhand folgender Gleichung
berechnet:

wobei Gewicht (i) das Gewicht des Inhaltsstoffes in der empfohlenen Dosis, BF der Belastungsfaktor und LZF die
Konzentration des Inhaltsstoffes ist, bei der toxische Langzeitfolgen auftreten. Die Summe der KVVtox für die einzelnen
Inhaltsstoffe (i) ergibt das KVVtox für das Produkt.

KVVtox muss ≤ 200 l/Spülgang sein.

Punktzahl (KVVtox)= (5 − (KVVtox/60) ) * 8

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit den
Einzelheiten der KVVtox-Berechnung und der dabei erzielten Punktzahl. Für alle Inhaltsstoffe, die in der Datenbank der
Reinigungsmittelbestandteile (DID-Liste, siehe Anhang I.A) aufgeführt sind, sind die dort angegebenen Werte und
Nummern der Inhaltsstoffe zu verwenden. Bei neuen Chemikalien und zusätzlichen Inhaltsstoffen, die nicht in der
DID-Liste aufgeführt sind, ist gemäß Anhang I.B vorzugehen.

b) Chemikalien insgesamt

Bei den Chemikalien insgesamt handelt es sich um die empfohlene Dosierungsmenge minus Wassergehalt in
g/Spülgang.

Die Menge der Chemikalien insgesamt muss ≤ 22,5 g/Spülgang sein.

Punktzahl (Chemikalien insgesamt) = (15 − (Chemikalien insgesamt/1,5)) * 3

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit den
Einzelheiten der Berechnung der Chemikalien insgesamt und der dabei erzielten Punktzahl.

c) Phosphate (als NTPP — Natriumtripolyphosphat)

Phosphate sind die Menge an Phosphaten in der Formulierung, berechnet als NTPP.

Die Menge an Phosphaten muss ≤ 10 g/Spülgang sein.

Punktzahl (Phosphate)= (4 − (Phosphate/2,5)) * 2

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit den
Einzelheiten der Phosphate-Berechnung und der dabei erzielten Punktzahl.
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d) Aerob nicht biologisch abbaubare organische Stoffe (aNBDO)

Der Gehalt an aerob nicht biologisch abbaubaren organischen Stoffen ist das Gewicht aller unter aeroben Bedin-
gungen biologisch nicht abbaubaren organischen Inhaltsstoffe (siehe DID-Liste) pro Spülgang (in g/Spülgang).

aNBDO muss ≤ 1 g/Spülgang sein.

Punktzahl (aNBDO) = 4 − (aNBDO/0,25)

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit den
Einzelheiten der aNBDO-Berechnung und der dabei erzielten Punktzahl. Für alle Inhaltsstoffe, die in der DID-Liste
(Anhang I.A) aufgeführt sind, sind die dort angegebenen Werte zu verwenden. Für nicht in der DID-Liste aufgeführte
Inhaltsstoffe sind einschlägige Informationen aus der Literatur oder anderen Quellen oder entsprechende Prüfer-
gebnisse vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass sie unter aeroben Bedingungen biologisch abbaubar sind. Als
Prüfungen auf leichte Bioabbaubarkeit sind die in der Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährli-
cher Stoffe (1) und ihren späteren Änderungen genannten, vor allem die in Anhang V.C4 beschriebenen Verfahren, zu
verwenden, oder die ihnen gleichwertigen OECD-Prüfverfahren 301 A-F, oder die gleichwertigen ISO-Prüfungen. Der
Grundsatz des „10-Tage-Fensters“ kommt nicht zur Anwendung. Zum Bestehen der Prüfung ist bei den Prüfungen
gemäß Anhang V.C4-A und C4-B der Richtlinie 67/548/EWG (und den ihnen gleichwertigen OECD-Prüfungen 301 A
und E sowie der gleichwertigen ISO-Prüfung) ein Ergebnis von 70 % und bei den Prüfungen gemäß C4-C, D, E und F
(und den ihnen gleichwertigen OECD-Prüfungen 301 B, F, D und C sowie den gleichwertigen ISO-Prüfungen) ein
Ergebnis von 60 % erforderlich.

e) Anaerob nicht biologisch abbaubare organische Stoffe (anNBDO)

Der Gehalt an anaerob nicht biologisch abbaubaren organischen Stoffen ist das Gewicht aller unter anaeroben
Bedingungen biologisch nicht abbaubaren organischen Inhaltsstoffe (siehe DID-Liste) pro Spülgang (in g/Spülgang),
wobei die jeweiligen Korrekturfaktoren angewandt werden.

anNBDO muss ≤ 0,2 g/Spülgang sein.

Punktzahl (anNBDO) = (4 − (anNBDO/0,05) ) * 1,5

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit den
Einzelheiten der anNBDO-Berechnung und der dabei erzielten Punktzahl. Für alle Inhaltsstoffe, die in der DID-Liste
(Anhang I.A) aufgeführt sind, sind die dort angegebenen Werte zu verwenden. Für nicht in der DID-Liste aufgeführte
Inhaltsstoffe sind einschlägige Informationen aus der Literatur oder anderen Quellen oder entsprechende Prüferge-
bnisse vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass sie unter anaeroben Bedingungen biologisch abbaubar sind. Als Bezug
für die Prüfungen auf anaerobe Abbaubarkeit gelten ISO 11734, ECETOC Nr. 28 (Juni 1988) oder gleichwertige
Prüfverfahren, wobei eine Abbaubarkeit von mindestens 60 % unter anaeroben Bedingungen erreicht werden muss.
Zum Nachweis der Abbaubarkeit von mindestens 60 % unter anaeroben Bedingungen können auch Testverfahren
angewandt werden, die die Bedingungen in einer einschlägigen anaeroben Umgebung simulieren (siehe Anhang 1.C).

f) Gesamtpunktzahl

Die Summe von Punktzahl (KVVtox) + Punktzahl (Chemikalien insgesamt) + Punktzahl (Phosphate) + Punktzahl
(aNBDO) + Punktzahl (anNBDO) muss ≥ 30 sein.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit den
Einzelheiten der Berechnung der Gesamtpunktzahl.

2. Bioabbaubarkeit grenzflächenaktiver Stoffe

a) Leichte Bioabbaubarkeit

Jeder in dem Produkt verwendete grenzflächenaktive Stoff muss leicht bioabbaubar sein.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Formulierung des Produkts ist der zuständigen Stelle mitzuteilen. In der DID-Liste
(siehe Anhang I.A) ist angegeben, ob ein bestimmter grenzflächenaktiver Stoff aerob bioabbaubar ist (d.h. diejenigen
mit einem „J“ in der Spalte über Nicht-Bioabbaubarkeit unter aeroben Bedingungen dürfen nicht verwendet werden).
Für nicht in der DID-Liste aufgeführte grenzflächenaktive Stoffe sind einschlägige Informationen aus der Literatur oder
anderen Quellen oder entsprechende Prüfergebnisse vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass sie unter aeroben
Bedingungen biologisch abbaubar sind. Als Prüfungen auf leichte Bioabbaubarkeit sind die in der Richtlinie 67/
548/EWG und ihren späteren Änderungen genannten, vor allem die in Anhang V.C4 beschriebenen Verfahren zu
verwenden oder die ihnen gleichwertigen OECD-Prüfverfahren 301 A-F oder die gleichwertigen ISO-Prüfungen. Der
Grundsatz des „10-Tage-Fensters“ kommt nicht zur Anwendung. Zum Bestehen der Prüfung ist bei den Prüfungen
gemäß Anhang V.C4-A und C4-B der Richtlinie 67/548/EWG (und den ihnen gleichwertigen OECD-Prüfungen 301 A
und E sowie der gleichwertigen ISO-Prüfung) ein Ergebnis von 70 % und bei den Prüfungen gemäß C4-C, D, E und F
(und den ihnen gleichwertigen OECD-Prüfungen 301 B, F, D und C sowie den gleichwertigen ISO-Prüfungen) ein
Ergebnis von 60 % erforderlich.

(1) ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1.
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b) Anaerobe Bioabbaubarkeit

Jeder in dem Produkt verwendete grenzflächenaktive Stoff muss anaerob bioabbaubar sein.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Formulierung des Produkts ist der zuständigen Stelle mitzuteilen. In der DID-Liste
(siehe Anhang I.A) ist angegeben, ob ein bestimmter grenzflächenaktiver Stoff anaerob bioabbaubar ist (d. h.
diejenigen mit einem „J“ in der Spalte über Nicht-Bioabbaubarkeit unter anaeroben Bedingungen dürfen nicht
verwendet werden). Für nicht in der DID-Liste aufgeführte grenzflächenaktive Stoffe sind einschlägige Informationen
aus der Literatur oder anderen Quellen oder entsprechende Prüfergebnisse vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass sie
unter anaeroben Bedingungen biologisch abbaubar sind. Als Bezug für die Prüfungen auf anaerobe Abbaubarkeit
gelten ISO 11734, ECETOC Nr. 28 (Juni 1988) oder gleichwertige Prüfverfahren, wobei eine Abbaubarkeit von
mindestens 60 % unter anaeroben Bedingungen erreicht werden muss. Zum Nachweis der Abbaubarkeit von minde-
stens 60 % unter anaeroben Bedingungen können auch Testverfahren angewandt werden, die die Bedingungen in einer
einschlägigen anaeroben Umgebung simulieren (siehe Anhang 1.C).

3. Gefährliche oder giftige Stoffe oder Zubereitungen

a) Das Produkt darf keinen Stoff enthalten, dem zur Zeit der Anwendung einer oder mehrere der folgenden Gefahren-
sätze (R-Sätze) zugeordnet wurde oder zugeordnet werden kann:

R40 (beschränkte Beweise für eine Krebs erzeugende Wirkung)

R45 (kann Krebs erzeugen)

R46 (kann vererbbare Schäden verursachen)

R49 (kann beim Einatmen Krebs erzeugen)

R50+53 (sehr giftig für Wasserorganismen, kann in Gewässern längerfristig schädliche Wirkungen haben)

R51+53 (giftig für Wasserorganismen, kann in Gewässern längerfristig schädliche Wirkungen haben)

R60 (kann die Fortpflanzungsfähigkeit beeinträchtigen)

R61 (kann das Kind im Mutterleib schädigen)

R62 (kann möglicherweise die Fortpflanzungsfähigkeit beeinträchtigen)

R63 (kann das Kind im Mutterleib möglicherweise schädigen)

R64 (kann Säuglinge über die Muttermilch schädigen)

R68 (irreversibler Schaden möglich)

noch eine Kombination dieser Stoffe, gemäß der Richtlinie 67/548/EWG und ihrer späteren Änderungen oder gemäß
der Richtlinie 1999/45/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 1999 zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährli-
cher Zubereitungen (1) und ihrer späteren Änderungen.

Das gleiche Verbot gilt für jeden Inhaltsstoff einer in der Formulierung verwendeten Zubereitung, der mehr als 0,01 %
des Gewichts des Endprodukts ausmacht.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Formulierung des Produkts ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, und Kopien der
Sicherheitsdatenblätter jedes Inhaltsstoffes sind zusammen mit einer Erklärung über die Erfüllung dieses Kriteriums
vorzulegen. Außerdem sind Prüfergebnisse und veröffentlichte Daten mitzuteilen.

b) Es dürfen keine Konservierungsstoffe verwandt werden, die gemäß der Richtlinie 67/548/EWG und ihrer späteren
Änderungen oder gemäß der Richtlinie 1999/45/EG und ihrer späteren Änderungen als R50+53 eingestuft sind oder
eingestuft werden können.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Formulierung des Produkts ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, und Kopien der
Sicherheitsdatenblätter für solche Inhaltsstoffe (Stoffe oder Zubereitungen) sind zusammen mit einer Erklärung über
die Erfüllung dieses Kriteriums vorzulegen. Außerdem sind Prüfergebnisse und veröffentlichte Daten mitzuteilen.

(1) ABl. L 200 vom 30.7.1999, S. 1.
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c) APEO, APD, EDTA, NTA

Folgende Inhaltsstoffe dürfen in dem Produkt nicht enthalten sein, weder als Teil der Formulierung noch als Teil einer
in der Formulierung enthaltenen Zubereitung:

— Alkylphenolethoxylate (APEO) oder andere Alkylphenolderivate (APD),

— EDTA (Ethylendiamintetracetat),

— NTA (Nitrilotriacetat).

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, zusammen mit einer
Erklärung über die Abwesenheit dieser chemischen Verbindungen.

d) Phosphonate

Der Gehalt an (aerob) nicht leicht bioabbaubaren Phosphonaten darf 0,2 g/Spülgang nicht überschreiten.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, und es ist eine
Erklärung über die Erfüllung dieses Kriteriums vorzulegen.

4. Duftstoffe

a) Nitromoschus- und polyzyklische Moschusverbindungen

Nitromoschus- und polyzyklische Moschusverbindungen dürfen in dem Produkt nicht enthalten sein, weder als Teil
der Formulierung noch als Teil einer in der Formulierung enthaltenen Zubereitung. Darunter fallen unter anderem
folgende Stoffe:
Xylolmoschus: 5-tert-Butyl-2,4,6-trinitro-m-xylol
Ambrettemoschus: 4-tert-Butyl-3-methoxy-2,6-dinitrotoluol
Moskenmoschus: 1,1,3,3,5-Pentamethyl-4,6-dinitroindan
Tibetinmoschus: 1-tert-Butyl-3,4,5-trimethyl-2,6-dinitrobenzol
Ketonmoschus: 4�-tert-butyl-2�,6�-dimethyl-3�,5�-dinitroacetaphenon
HHCB: 1,3,4,6,7,8-Hexahydro-4,6,6,7,8,8-hexamethylcyclopenta(g)-2-benzpyran
AHTN: 6-Acetyl-1,1,2,4,4,7-hexamethyltetralin.

b) Verfahrenskodex

Alle dem Produkt als Duftstoff zugefügten Inhaltsstoffe müssen nach dem Verfahrenskodex des internationalen
Duftstoffverbandes (IFRA) hergestellt bzw. behandelt worden sein.

Beurteilung und Prüfung: Die genaue Produktformulierung ist der zuständigen Stelle mitzuteilen, und es ist eine
Erklärung über die Erfüllung der Buchstaben a) und b) dieses Kriteriums vorzulegen.

5. Verpackung

a) Das Gewicht der Erstverpackung darf 2,5 g je Einheitsmenge nicht übersteigen.

b) Erstverpackung aus Pappe muss zu 80 % aus wiederverwerteten Altstoffen bestehen.

c) Erstverpackung aus Kunststoff ist gemäß der ISO-Norm 1043 zu kennzeichnen.

Beurteilung und Prüfung: Der Antragsteller stellt der für die Prüfung seines Antrags zuständigen Stelle ein Muster der
Verpackung zur Verfügung. Außerdem legt er der zuständigen Stelle eine Berechnung des Gewichts der Erstverpackung
und einen Erklärung über den Anteil an wiederverwerteten Altstoffen in Verpackungen aus Pappe vor.

6. Spülleistung

Das Produkt muss bei der empfohlenen Dosierung eine ausreichende Spülleistung gemäß dem von IKW entwickelten
Standardtest oder der (wie unten geänderten) Norm EN 50242 erbringen.

Die Prüfungen sind bei einer Temperatur von höchstens 55 °C durchzuführen.

Beurteilung und Prüfung: Das Prüfergebnis ist der zuständigen Stelle vorzulegen. Es darf eine andere Prüfung verwandt
werden, wenn die für die Prüfung des Antrags zuständige Stelle diese als dem IKW-Test oder der geänderten Norm EN
50242 gleichwertig anerkennt.

Wird nach EN 50242:1998 geprüft, dann gelten die folgenden Änderungen: Die Prüfungen sind bei 55 °C ± 2 °C mit
kalter Vorspülung ohne Reinigungsmittel durchzuführen; die bei der Prüfung verwandte Maschine muss einen Kaltwasser-
anschluss haben und 12 Gedecke mit einem Spülleistungsindex zwischen 3,35 und 3,75 enthalten; das Trockenprogramm
der Maschine wird benutzt, aber nur die Sauberkeit des Geschirrs beurteilt; es wird ein normgerechter (Formel III),
schwach saurer Klarspüler verwandt; der Klarspüler ist auf einen Wert zwischen 2 und 3 eingestellt; die Dosierung des
Geschirrspülmittels entspricht den Empfehlungen des Herstellers; es werden drei Versuche bei einer Wasserhärte im
Einklang mit der Norm durchgeführt; ein Versuch besteht aus fünf Spülgängen, wobei das Ergebnis nach dem fünften
Spülgang festgestellt wird, ohne dass das Geschirr zwischendurch gereinigt wird; das Ergebnis muss nach dem fünften
Spülgang mindestens ebenso gut sein wie mit dem Bezugsspülmittel; die Zusammensetzung des Bezugsspülmittels
(Reinigungsmittel B IEC 436) und des Klarspülers (Formel III) ist in Anhang B der Norm EN 50242:1998 angegeben (die
Tenside sind in wasserdichten Behältern von höchstens 1 kg kühl zu lagern und müssen innerhalb von drei Monaten
verbraucht werden).
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7. Reinheit der Enzyme

In der endgültigen Enzymzubereitung dürfen keine enzymproduzierenden Mikroorganismen enthalten sein.

Beurteilung und Prüfung: Ein Prüfbericht oder eine Bescheinigung des Enzymherstellers ist der zuständigen Stelle vorzu-
legen.

8. Verbraucherinformationen

a) Angaben auf der Verpackung

Auf oder in dem Produkt muss sich folgender Text (oder ein gleichwertiger) befinden:

„Dieses mit dem Umweltzeichen ausgezeichnete Spülmittel reinigt gut bei niedrigen Temperaturen (***). Wählen
Sie ein Niedrigtemperatur-Spülprogramm des Geschirrspülers, spülen Sie nur mit vollständig gefüllter Maschine
und geben Sie nicht mehr Spülmittel in die Maschine als empfohlen. Hierdurch werden Energie- und Wasserver-
brauch so gering wie möglich gehalten und die Wasserverschmutzung reduziert.

Weitere Informationen über das Ökozeichen (die Blume):

siehe http://europa.eu.int/ecolabel.

(***) Hier gibt der Antragsteller die empfohlene Temperatur oder einen Temperaturbereich an, die bzw. der
55 °C nicht überschreiten darf.“

b) Dosierungshinweise

Die Dosierungshinweise sind auf der Verpackung anzubringen. Die empfohlene Dosierung ist für „normal“ und
„stark“ verschmutztes Geschirr und für die Wasserhärten anzugeben, die dort vorkommen, wo das Produkt
verkauft wird. Es ist anzugeben, wie je nach Verschmutzungsgrad mit dem Spülmittel das beste Ergebnis zu
erzielen ist.

Der Antragsteller hilft dem Verbraucher bei der Einhaltung der empfohlenen Dosierung, indem er z. B. einen
Messbecher (für pulverförmige oder flüssige Produkte) beilegt und/oder die empfohlene Dosierung (bei pulverför-
migen oder flüssigen Produkten) zumindest in ml angibt. Eine Empfehlung auf der Verpackung muss die Verbrau-
cher dazu anregen, ihr Wasserversorgungsunternehmen oder ihre Gemeindebehörde nach dem Härtegrad ihres
Leitungswassers fragen.

c) Informationen über die Inhaltsstoffe und deren Angabe

Die Empfehlung 89/542/EWG der Kommission vom 13. September 1989 über die Kennzeichnung von Wasch-
und Reinigungsmitteln (1) ist anzuwenden und die folgenden Gruppen von Inhaltsstoffen sind anzugeben:
Enzyme: Angabe des Typs,
Konservierungsmittel: Charakterisierung und Angabe gemäß der IUPAC-Nomenklatur (IUPAC — Interna-

tional Union of Pure and Applied Chemistry).

Enthält das Produkt Duftstoffe, ist dies auf der Verpackung anzugeben.

Beurteilung und Prüfung: Der Antragsteller legt ein Muster der Produktverpackung vor und gibt eine Erklärung über
die Erfüllung der Buchstaben a), b) und c) dieses Kriteriums ab.

9. Angaben im Umweltzeichen

Kästchen 2 des Umweltzeichens muss folgenden Text enthalten:

„— trägt zur Verringerung der Wasserverschmutzung bei

— trägt zur Verringerung des Verpackungsabfalls bei“.

Beurteilung und Prüfung: Der Antragsteller muss der für die Prüfung seines Antrags zuständigen Stelle ein Muster der
Produktverpackung mit Etikett vorlegen und erklären, dass sein Gerät dieser Anforderung entspricht.

(1) ABl. L 291 vom 10.10.1989, S. 55.
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Toxizität
Belastungsfaktor Nicht-Bioabbau- Nicht-Bioabbau- Lösliche Unlösliche

DID-Nr. Inhaltsstoffe
NOEC (gemessen) LZF

(BF) barkeit anaerob
(anNBO)

barkeit aerob
(aNBO)

anorganische
Stoffe (LA)

anorganische
Stoffe (UA)

ThSB

Anhang I.A

DID-LISTE

DATENBANK ÜBER REINIGUNGSMITTELINHALTSSTOFFE UND VORGEHENSWEISE BEI INHALTSSTOFFEN, DIE
NICHT IN DER DATENBANK ENTHALTEN SIND

A. Die folgenden Angaben über die am häufigsten verwendeten Reinigungsmittelinhaltsstoffe sind der Berech-
nung der Umweltkriterien zugrunde zu legen.

Anmerkung: Die Parameter aNBO, LA, UA, ThSB sowie die KF-Faktoren für anNBO werden in dieser Produktgruppe
nicht angewandt)

Datenbank für Reinigungsmittelinhaltsstoffe (DID-Liste; Fassung vom 29.9.1998)

Anionische Tenside

1 C 10-13 LAS (Na ø 11,5-11,8, C14 < 1 %) 0,3 0,3 0,05 J, KF = 0,75 O O O 2,3

2 Andere LAS (C14 > 1 %) 0,12 0,12 0,05 J, KF = 1,5 O O O 2,3

3 C 14/17 Alkylsulfonat 0,27 0,27 0,03 J, KF = 0,75 O O O 2,5

4 C 8/10 Alkylsulfat EC50 = 2,9 0,15 0,02 O O O O 1,9

5 C 12-15 AS 0,1 0,1 0,02 O O O O 2,2

6 C 12-18 AS LC50 = 3 0,15 0,02 O O O O 2,3

7 C 16-18 FAS 0,55 0,55 0,02 O O O O 2,5

8 C 12-15 A 1-3 EO-Sulfat 0,15 0,15 0,03 O O O O 2,1

9 C 16/18 A 3-4 EO-Sulfat Keine gültigen
Daten

0,1 0,03 O O O O 2,2

10 C 8-Dialkylsulfosuccinat LC50 = 7,5 0,4 0,5 J, KF = 1,5 O O O 2

11 C 12/14 Methylester von sulfonierten Fettsäuren EC50 = 5 0,25 0,05 J, KF = 0,75 O O O 2,1

12 C 16/18 Methylester von sulfonierten Fettsäuren 0,15 0,15 0,05 J, KF = 0,75 O O O 2,3

13 C 14/16 alpha-Olefinsulfonat LC50 = 2,5 0,13 0,05 J, KF = 0,75 O O O 2,3

14 C 14/18 alpha-Olefinsulfonat LC50 = 1,4 0,07 0,05 J, KF = 2,0 O O O 2,4

15 C12-22 SEIFEN EC0 = 1,6 1,6 0,05 O O O O 2,9

Nichtionische Tenside

16 C 9/11 A > 3-6 EO lin. od mono br. EC50 = 3,3 0,7 0,03 O O O O 2,4

17 C 9/11 A > 6-9 EO lin. od mono br. EC50 = 5,4 1,1 0,03 O O O O 2,2

18 C 12/15 A 2-6 EO lin. od mono br. 0,18 0,18 0,03 O O O O 2,5
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Toxizität
Belastungsfaktor Nicht-Bioabbau- Nicht-Bioabbau- Lösliche Unlösliche

DID-Nr. Inhaltsstoffe
NOEC (gemessen) LZF

(BF) barkeit anaerob
(anNBO)

barkeit aerob
(aNBO)

anorganische
Stoffe (LA)

anorganische
Stoffe (UA)

ThSB

19 C 12-15 (ø C < 14) A > 6-9 EO lin. od mono br. 0,24 0,24 0,03 O O O O 2,3

20 C 12-15 (ø C > 14) A > 6-9 EO 0,17 0,17 0,03 O O O O 2,3

21 C 12-15 A > 9-12 EO LC50 = 0,8 0,3 0,03 O O O O 2,2

22 C 12-15 A > 20-30 EO EC50 = 13 0,65 0,05 O O O O 2

23 C 12-15 A > 30 EO LC50 = 130 6,5 0,75 O J O O 0 (*)

24 C 12/18 A 0-3 EO Keine Daten
verfügbar

0,01 0,03 O O O O 2,9

25 C 12-18 A 9 EO 0,2 0,2 0,03 O O O O 2,4

26 C 16/18 A 2-6 EO 0,03 0,03 0,03 O O O O 2,6

27 C 16/18 A > 9-12 EO LC50 = 0,5 0,05 0,03 O O O O 2,3

28 C 16/18 A 20-30 EO EC50 = 18 0,36 0,05 O O O O 2,1

29 C 16/18 A > 30 EO LC50 = 50 2,5 0,75 O J O O 0 (*)

30 C 12/14 Glucoseamid 4,3 4,3 0,03 O O O O 2,2

31 C 16/18 Glucoseamid 0,116 0,116 0,03 O O O O 2,5

32 C 12/14 Alkylpolyglucosid 1 1 0,03 O O O O 2,3

Amphotere Tenside

33 C 12-15 Alkyldimethylbetain 0,03 0,03 0,05 J, KF = 2,5 O O O 2,9

34 C 12-18 Alkylamidopropylbetain 0,03 0,03 0,05 J, KF = 2,5 O O O 2,8

Schaumverhütungsmittel

35 Silikon EC50 = 241 4,82 0,4 J, KF = 0,75 J O O 0,0

36 Paraffin Keine Daten
verfügbar

100 0,4 O J O O 0 (*)

Weichmacher

37 Glyzerin LC50 > 5-10 gl 1 000 0,13 O O O O 1,2

Gerüststoffe

38 Phosphat als Natriumtripolyphosphat (STTP) 1 000 0,6 O O J O 0,0

39 Zeolith A 120 120 0,05 O O O J 0,0

40 Zitrat EC50 = 85 85 0,07 O O O O 0,6

41 Polycarboxylate und verwandte Derivate 124 124 0,4 J, KF = 0,1 J O O 0 (*)

42 Ton 1 000 0,05 O O O J 0,0

43 Karbonat/Bikarbonat LC50 = 250 250 0,8 O O J O 0,0
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Toxizität
Belastungsfaktor Nicht-Bioabbau- Nicht-Bioabbau- Lösliche Unlösliche

DID-Nr. Inhaltsstoffe
NOEC (gemessen) LZF

(BF) barkeit anaerob
(anNBO)

barkeit aerob
(aNBO)

anorganische
Stoffe (LA)

anorganische
Stoffe (UA)

ThSB

44 Fettsäure (C ≥ 14) EC0 = 1,6 1,6 0,05 O O O O 2,9

45 Silicat/Disilicat EC50 > 1 000 1 000 0,8 O O J O 0,0

46 NTA 19 19 0,13 O O O O 0,6

47 Polyasparaginsäure, Na-Salz 125 12,5 0,13 J, KF = 0,1 O O O 1,2

Bleichmittel

48 Monoperborat (als Borat) 1-10 6 1 O O J O 0,0

49 Tetraperborat (als Borat) 1-10 6 1 O O J O 0,0

50 Percarbonat (siehe Carbonat) LC50 = 250 250 0,8 O O J O 0,0

51 TAED EC0 = 500 EC0 = 500 0,13 O O O O 2,0

Lösungsmittel

52 C 1-C 4 Alkohole LC50 = 8 000 100 0,13 O O O O 2,3

53 Monoethanolamin 0,78 0,78 0,13 O O O O 2,4

54 Diethanolamin 0,78 0,78 0,13 O O O O 2,3

55 Triethanolamin 0,78 0,78 0,13 O O O O 2

Sonstige

56 Polyvinylpyrrolidon (PVP/PVNO/PVPVI) EC50 > 100 100 0,75 J, KF = 0,1 J O O 0 (*)

57 Phosphonate 7,4 7 0,4 J, KF = 0,5 J O O 0 (*)

58 EDTA LOEC = 11 11 1 J, KF = 0,1 J O O 0 (*)

59 CMC LC50 > 250 250 0,75 J, KF = 0,1 J O O 0 (*)

60 Na-Sulfat EC50 = 2 460 1 000 1 O O J O 0,0

61 Mg-Sulfat EC50 = 788 800 1 O O J O 0,0

62 Na-Chlorid EC50 = 650 650 1 O O J O 0,0

63 Harnstoff LC50 > 10 000 100 0,13 O O O O 2,1

64 Maleinsäure LC50 = 106 2,1 0,13 O O O O 0,8

65 Apfelsäure LC50 = 106 2,1 0,13 O O O O 0,6

66 Calciumformiat 100 0,13 O O O O 2,0

67 Silica 100 0,05 O O O J 0,0

68 Hochmolekulare Polymere PEG > 4 000 100 0,4 O J O O 0 (*)

69 Niedrigmolekulare Polymere PEG > 4 000 100 0,13 O O O O 1,1



D
E

A
m
tsblattder

Europäischen
G
em

einschaften
15.1.2003

L
9/22

Toxizität
Belastungsfaktor Nicht-Bioabbau- Nicht-Bioabbau- Lösliche Unlösliche

DID-Nr. Inhaltsstoffe
NOEC (gemessen) LZF

(BF) barkeit anaerob
(anNBO)

barkeit aerob
(aNBO)

anorganische
Stoffe (LA)

anorganische
Stoffe (UA)

ThSB

70 Cumolsulfonat LC50 = 66 6,6 0,13 J, KF = 0,25 O O O 1,7

71 Xylolsulfonat LC50 = 66 6,6 0,13 J, KF = 0,25 O O O 1,6

72 Toluolsulfonate LC50 = 66 6,6 0,13 J, KF = 0,25 O O O 1,4

73 Na-/Mg-/K-Hydroxide 100 1 O O J O 0,0

74 Enzyme LC50 = 25 25 0,13 O O O O 2,0

75 Verwendete Parfum-Formulierung LC50 = 2-10 0,02 0,1 J, KF = 3,0 J O O 0 (*)

76 Farbstoffe LC50 = 10 0,1 0,4 J, KF = 3,0 J O O 0 (*)

77 Stärke Keine Daten
verfügbar

250 0,1 O O O O 0,97

78 Zn-Phthalocyaninsulfonat 0,16 0,016 0,07 (**) J, KF = 2,5 J O O 0 (*)

79 Anionische Polyester (schmutzabweisende Polyester) LC50 = 310 310 0,4 J, KF = 0,1 J O O 0 (*)

80 Iminodisuccinat 23 2,3 0,13 J, KF = 2,5 O O O 1,1

Optische Aufheller (FWA)

81 FWA (1) LC0 = 10 1,0 0,4 J, KF = 1,5 J O O 0 (*)

82 FWA (2) 3,13 3,13 0,4 J, KF = 0,5 J O O 0 (*)

Zusätzliche Inhaltsstoffe

83 Alkyl-Aminoxide (C 12-18) 0,08 0,08 0,05 J, KF = 2,5 O O O 3,2

84 Glycereth (6-17EO)-cocoat EC50 = 32 1,6 0,05 O O O O 2,1

85 Phosphatester (C12-18) EC50 = 38 1,9 0,05 J, KF = 2,5 O O O 2,3

(1) FWA 1 = Dinatrium 4,4'-bis (4-anilino-5-morpholino-1,3,5-triazin-2-yl)amin-stilben-2,2'-Disulfonat.
(2) FWA 5 = Dinatrium 4,4-bis(2-sulfostryryl)biphenyl.
(*) ThSB für aerobisch nicht biologisch abbaubare Stoffe wird auf 0 gesetzt.
(**) Schneller Abbau durch Lichteinwirkung.

Anmerkungen:
J = ja, das Kriterium gilt.
O = nein, das Kriterium gilt nicht.
LZF = Konzentration, ab der Langzeitfolgen auftreten.

NOEC = Konzentration, bei der keine Wirkung beobachtet wird.
KF = Korrekturfaktor für anaerobisch nicht abbaubare organische Stoffe.
ThSB = theoretischer Sauerstoffbedarf.
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VERFÜGBARE DATEN ANZUWENDENDER UF

VERFÜGBARE DATEN ANZUWENDENDER UF

Anhang I.B

Bei Inhaltsstoffen, die nicht in der DID-Liste aufgeführt sind, sind je nach Fall die folgenden Bestimmungen anzuwenden.

Toxizität in Wasser

Die Daten über die geringsten validierten Langzeitfolgen (LZF) bei Fischen, daphnia magna und Algen sollten bei der
Berechnung des kritischen Verdünnungsvolumens (Toxizität) zugrunde gelegt werden.

In den Fällen, in denen Daten über Homologe und/oder QSAR (Quantitative Struktur-Altivitäts-Beziehungen) verwendet
werden, kann eine Korrektur der schließlich verwendeten LZF-Daten erwogen werden.

Fehlen LZF-Daten, ist zur Schätzung dieser Daten unter Verwendung des festgelegten Unsicherheitsfaktors (UF) folgendes
Verfahren auf die Daten der empfindlichsten Art anzuwenden:

Nicht grenzflächenaktive Stoffe

Mindestens 2 akute LC50 (lethal concentration) bei
Fischen oder daphnia oder Algen

100

1 NOEC bei Fischen oder daphnia oder Algen 10

2 NOEC bei Fischen oder daphnia oder Algen 5

3 NOEC bei Fischen oder daphnia oder Algen 1

Es ist der niedrigste validierte NOEC-Wert zu
verwenden

Hiervon kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen werden kann, dass niedrigere Faktoren oder Daten wissenschaft-
lich zu rechtfertigen sind. NOEC ist die Konzentration, bei der (in einer Dauerprüfung) keine Wirkung beobachtet wird.

Grenzflächenaktive Stoffe

Mindestens 2 NOEC bei Fischen oder daphnia oder
Algen

1 (niedrigste NOEC)

1 NOEC bei Fischen oder daphnia oder Algen 1 (NOEC — wenn es sich bezüglich der akuten Toxi-
zität um die am empfindlichsten reagierende Art
handelt)

10 (NOEC — wenn es sich bezüglich der akuten Toxi-
zität nicht um die am empfindlichsten reagierende Art
handelt)

3 LC50 bei Fischen oder daphnia oder Algen 20 (niedrigste (LC50)

Mindestens 1 LC50 bei Fischen oder daphnia oder
Algen

50 (niedrigste LC50)

oder 20 in bestimmten Fällen (s. u.)

Im letzten der oben genannten Fälle kann statt dem Unsicherheitsfaktor 50 nur dann der Faktor 20 verwendet werden,
wenn Daten zu 1-2 L(E)C50 (LC50 bei Toxizität für Fische, EC50 bei Toxizität für daphnia oder Algen) vorliegen und aus den
Informationen über andere Verbindungen geschlossen werden kann, dass die empfindlichsten Arten getestet wurden. Dies
gilt jedoch nur innerhalb einer Gruppe von Homologen. Es ist hervorzuheben, dass die verwendeten LZF-Werte innerhalb
einer Gruppe von Homologen einheitlich in Bezug auf Auswirkungen z. B. der Länge der Alkylkette für LAS (lineares
Alkylbenzolsulfonat) oder der Anzahl von EO (Ethoxy-Gruppen) für Alkoholethoxylat sein müssen, wenn solche QSAR
festgestellt werden können.

Jede Abweichung von dem beschriebenen Vorgehen muss für die jeweilige Chemikalie ausreichend begründet werden.

Belastungsfaktoren

Die Belastungsfaktoren sind gemäß der Richtlinie 93/67/EWG der Kommission vom 20. Juli 1993 zur Festlegung von
Grundsätzen für die Bewertung der Risiken für Mensch und Umwelt der gemäß der Richtlinie 67/548/EWG des Rates
notifizierten Stoffe (1) und nach der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates (2) festzulegen.

(1) ABl. L 227 vom 8.9.1993, S. 9.
(2) ABl. L 84 vom 5.4.1993, S. 1.
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Anaerob nicht biologisch abbaubare organische Stoffe: Flussdiagramm zur Ermittlung der Korrekturfaktoren (KF) (1)

(1) Die Korrekturfaktoren sind auf der Grundlage der Eigenschaften der Inhaltsstoffe festzulegen und auf die in g/Spülgang angegebene Dosierung anzuwenden.



Anhang I.C

Nachweis der biologi schen Abbaubarkei t unter anaeroben Bedingungen

Um für Inhaltsstoffe, die nicht in der DID-Liste aufgeführt sind, den geforderten Nachweis der anaeroben Bioabbaubar-
keit zu führen, kann wie folgt vorgegangen werden:

1. Eine sinnvolle Extrapolation verwenden

Man nutzt die mit einem Rohstoff erhaltenen Ergebnisse, um durch Extrapolation auf die endgültige anaerobe Abbau-
barkeit strukturell ähnlicher grenzflächenaktiver Stoffe zu schließen. Wurde die anaerobe Bioabbaubarkeit eines
grenzflächenaktives Stoffes (oder einer Gruppe von Homologen) im Einklang mit der DID-Liste bestätigt, kann davon
ausgegangen werden, dass ein ähnlicher grenzflächenaktiver Stoff auch anaerob bioabbaubar ist (so ist z. B. C 12-15
A 1-3 EO-Sulfat (DID Nr. 8) anaerob bioabbaubar, und eine ähnliche anaerobe Bioabbaubarkeit kann auch für C 12-
15 A 6 EO-Sulfat angenommen werden). Wurde die anaerobe Bioabbaubarkeit eines grenzflächenaktiven Stoffes
durch ein geeignetes Prüfverfahren bestätigt, dann kann davon ausgegangen werden, dass ein ähnlicher grenzflächen-
aktiver Stoff auch anaerob bioabbaubar ist (so können z. B. Angaben aus der Literatur, die die anaerobe Bioabbaubar-
keit grenzflächenaktiver Stoffe, die zur Gruppe der Ammoniumsalz-Alkylester gehören, als Nachweis für eine
ähnliche anaerobe Bioabbaubarkeit anderer quarternärer Ammoniumsalze dienen, die Esterbindungen in der (den)
Alkylkette(n) enthalten.)

2. Reihenprüfung (screening test) auf anaerobe Bioabbaubarkeit

Ist eine neue Prüfung erforderlich, dann führt man eine Reihenprüfung nach ISO 11734, ECETOC Nr. 28 (Juni 1988)
oder einem gleichwertigen Verfahren durch.

3. Abbaubarkeitsprüfung mit niedriger Dosis

Ist eine neue Prüfung erforderlich und treten bei der Reihenprüfung Schwierigkeiten auf (z. B. Hemmungen wegen
der Giftigkeit des zu prüfenden Stoffes), wiederholt man die Prüfung mit einer niedrigen Dosis des grenzflächenak-
tiven Stoffes und überwacht den Abbau durch C-14-Messungen oder chemische Analysen. Prüfungen mit niedrigen
Dosen können nach OECD 308 (August 2000) oder einem gleichwertigen Verfahren durchgeführt werden.
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